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PARLAMENTARISCHE ANFRAGEN

NACHGEHAKT | Abgeordnete fragen, Ministerien antworten

Andreas Krahl (Grüne) sorgt sich vor
dem Hintergrund der sich wegen der
steigenden Anzahl an Hitzetagen in Bay-
ern. „Darunter leiden besonders ältere
Menschen, Menschen mit Vorerkran-
kungen und kleine Kinder, wobei in
drastischen Fällen Hitze bei vulnerablen
Personen sogar zum Tod führen kann.“
Der Abgeordnete wollte daher von der
Staatsregierung wissen, welche Erkennt-
nisse zu der Übersterblichkeit während
der Hitzetage vorliegen, welche Bevölke-
rungsgruppen am meisten betroffen wa-
ren und ob die Zahlen Rückschlüsse auf
besonders gefährdete Regionen in Bay-
erns zulassen.

Das bayerische Gesundheitsministeri-
um schreibt in seiner Antwort, es könne
davon ausgegangen werden, dass es in
Sommern mit Hitzeereignissen zu einem
Anstieg an hitzebedingten Gesundheits-
folgen und Todesfällen kommt. Das wür-
den Berechnungen des Robert Koch-In-
stituts (RKI) nahelegen. Aus den Schät-
zungen für hitzebedingte Todesfälle in
Süddeutschland, also Bayern und Ba-
den-Württemberg zusammen, lässt sich
eine deutliche Zunahme erkennen.

Waren es im Jahr 2014 laut RKI noch
210 Hitzetote, stieg die Zahl in den kom-
menden Jahren stark an. So waren es im
Jahr 2018 bereits 1760. Während der Co-
rona-Pandemie sanken die hitzebeding-
ten Todesfälle auf 740 im Jahr 2020 be-
ziehungsweise 380 im Jahr 2021. 2022
waren es laut den Schätzungen aber be-
reits wieder 1360. Für das Jahr 2023 lä-
gen noch keine abschließenden Zahlen
für Süddeutschland vor. Bundesweit
schätzt das RKI die Zahl der hitzebe-
dingten Sterbefälle bis zur Kalenderwo-

che 38 des Jahres 2023 auf rund 3200.
Dabei zeigt sich wenig überraschend,

dass die geschätzte Anzahl an Sterbefäl-
len mit zunehmendem Alter steigt. Beson-
ders betroffen ist die Altersgruppe ab 85
Jahren. In dieser Alterskohorte sollen es
1800 Hitzetote gewesen sein, zwischen 75
und 84 Jahren 900, zwischen 65 und 74
Jahren 350 und bei den unter 65-Jährigen
140. „Aus den Daten gehen keine Infor-
mationen über eine Unterbringung in ei-
ner Pflegeeinrichtung oder einer Klinik
hervor“, heißt es in der Antwort.

Aufgrund der verschiedenen klimati-
schen Gegebenheiten wird Bayern nach
Angaben des Hauses von Gesundheitsmi-
nisterin Judith Gerlach (CSU) in sieben
unterschiedliche Klimaregionen einge-
teilt. Die Häufigkeit von Hitzetagen un-
terscheide sich je nach Klimaregion. „Da-
her ist es sinnvoll, die Berechnungen der
hitzebedingten Mortalität auf der Ebene
der Klimaregionen in Bayern durchzufüh-
ren und darüber eine Zahl für ganz Bay-
ern zu ermitteln.“

Konkrete Zahlen kann das Ministerium
allerdings nicht nennen: „Derzeit be-
schäftigen sich das Landesamt für Statis-
tik, das Landesamt für Gesundheit und
Lebensmittelsicherheit (LGL) und das
Landesamt für Umwelt mit den Möglich-
keiten zur Berechnung hitzebedingter
Sterbefälle auf Ebene der Klimaregio-
nen.“ Bereits seit Ende 2022 arbeite das
Kompetenzzentrum für Gesundheits-
schutz im Klimawandel am LGL aber an
besseren Schutzmaßnahmen. Auch hät-
ten bereits viele Kommunen Hitzeakti-
onspläne beschlossen oder arbeiten an
deren Erstellung, schreibt das Ministeri-
um in seiner Antwort. > LOH

Zahl der Hitzetoten in Bayern steigt kontinuierlich
Vor allem ältere Menschen müssen
bei Hitze vorsichtig sein.
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Sars-CoV-2-Infektion von vier Wo-
chen fortbestehen oder auch neu
auftreten.“ Als Post-Covid-Syn-
drom hingegen würden Beschwer-
den bezeichnet, die noch mehr als
zwölf Wochen nach Beginn der In-
fektion vorhanden sind und nicht
anderweitig erklärt werden kön-
nen.

Das Haus von Gesundheitsmi-
nisterin Judith Gerlach (CSU)
räumt aber ein, dass eine Abgren-
zung zwischen Long/Post Covid
und dem Post-Vac-Syndrom
schwierig sei. „Methodisch belast-
bare Studien zum Krankheitsbild
sowie zu den Ursachen fehlen wei-
terhin.“ Die Patientenversorgung
obliege aber grundsätzlich den nie-
dergelassenen Ärzten, Kranken-
häusern und anderen medizini-
schen Einrichtungen.

Bayern hat 21 500

Ladepunkte für E-Autos

Im Rahmen des Förderpro-
gramms „Öffentlich zugängliche
Ladeinfrastruktur für Elektrofahr-
zeuge in Bayern 2.0“ des bayeri-
schen Wirtschaftsministeriums
können vom 1. bis 30. August För-
deranträge für die Beschaffung und
Errichtung öffentlich zugänglicher
Ladeinfrastruktur gestellt werden.
Markus Rinderspacher (SPD)
wollte im Vorfeld wissen, wie viele
Ladepunkte und Schnelllade-
punkte für E-Autos es derzeit in
Bayern insgesamt gibt. Und ob
manche Kommunen weder das
eine noch das andere haben.

Das Wirtschaftsministerium ant-
wortet, inBayernhabees imvierten
Quartal 2023 rund 21 510 öffent-
lich zugängliche Ladepunkte gege-
ben, darunter 16 720 Normal- und

sicherung“, greift also im Scha-
densfall vor der eigenen Versiche-
rung. „Dieser Versicherungsschutz
wird für die Ehrenamtlichen als
ausreichend erachtet, eine Auswei-
tung ist nicht geplant.“

Unterschied zwischen

Long Covid und Post-Vac?

Franz Bergmüller (AfD) interes-
sierte sich für den Unterschied zwi-
schen Long Covid und Post-Vac-
Syndrom. „Welche Definition legt
die Staatsregierung ihren Äuße-

rungen zugrunde“, fragte er. Und
welche Unterscheidungskriterien
gebe der Freistaat den Ärzten,
Amtsärzten und Polizeiärzten an
die Hand, „damit diese sicher un-
terscheiden können, ob ein von ih-
nen betreuter Patient unter Long
Covid oder unter dem Post-Vac-
Syndrom oder unter beidem lei-
det“?

Das Gesundheitsministerium
schreibt in seiner Antwort, die
Staatsregierung lege die Definition
des Robert Koch-Instituts (RKI)
zugrunde: „Danach umfasst Long-
Covid insbesondere gesundheitli-
che Beschwerden, die jenseits der
akuten Krankheitsphase einer

mit den polizeilichen Verkehrser-
zieherinnen und Verkehrserzie-
hern bei den Kindern generell
Ängste erzeugen, entbehrt jegli-
cher Grundlage.“

167 Patient*innen aus der

Ukraine in Bayern behandelt

„In der Ukraine kriegsversehrte
Personen werden auch in Deutsch-
land und Bayern medizinisch be-
handelt“, schreiben Franz Berg-
müller, Andreas Winhart, Ulrich
Singer und Gerd Mannes (alle
AfD) in ihrer Anfrage. Sie interes-
sieren sich daher für die Anzahl,
Verteilung und Abrechnung der
Kosten.

„Seit Beginn des völkerrechts-
widrigen russischen Angriffskriegs
auf die Ukraine im Februar 2022
wurden bis Ende März 2024 167
Patientinnen und Patienten auf-
grund dieses Konflikts im Wege der
internationalen Hilfe über den EU-
Katastrophenschutzmechanismus
(UCPM) in Bayern aufgenom-
men“, antwortet das bayerische In-
nenministerium. Die medizinische
Behandlung über private Initiati-
ven sei darin nicht enthalten.

Über 95 Prozent der übernom-
menen ukrainischen Personen wa-
ren männlich. Bei den Patientin-
nen handelt es sich laut dem Haus
von Innenminister Joachim Herr-
mann (CSU) in der Regel um Zivi-
listinnen mit Krebserkrankungen,
die zur Entlastung der Kranken-
hausstrukturen vor Ort verlegt

11 Prozent fallen beim

Radlführerschein durch

Die Fahrradausbildung in der
Grundschule ist wichtig, um die
Kompetenz von Schüler*innen im
Verkehr zu stärken und Unfälle zu
minimieren. „Dabei haben die Kin-
der meist das erste Mal in ihrem Le-
ben direkten Kontakt zur Polizei“,
schreibt Gabriele Triebel (Grüne).
Was sie nicht versteht: Warum bei
Nichtbestehen der Fahrradprü-
fung keine Wiederholung vorgese-
hen ist. „Ist esangemessen,dassder
‚Fahrradführerschein‘ die erste
Prüfung ist, bei der Kinder durch-
fallen können?“, fragte sie die
Staatsregierung. Und ist dadurch
der erste Kontakt der Kinder mit
der Polizei nicht negativ konno-
tiert?

Laut Kultusministerium haben
im Schuljahr 2022/23 rund
112 460 Viertklässler*innen und
damit 97 Prozent im Rahmen der
Radfahrausbildung an der prakti-
schen Radfahrprüfung teilgenom-
men. Die restlichen 3 Prozent seien
krank gewesen oder hätten nicht
Radfahren können. Knapp 11 Pro-
zent der Prüflinge seien durchge-
fallen. In solchen Fällen würden

die Lehrkräfte und die Verkehrser-
ziehenden der Polizei die „kindge-
recht, pädagogisch versiert und mit
der gebotenen Sensibilität“ erklä-
ren.

„Die Tatsache“, schreibt das
Haus von Kultusministerin Anna
Stolz (Freie Wähler), „dass eine
Wiederholung der Prüfung nicht
verbindlich vorgesehen ist, ent-
spricht dem Grundsatz der Leis-
tungserhebung im Bereich der
Grundschule.“ Wenn es die zeitli-
chen, personellen und räumlichen
Voraussetzungenzuließen, seiaber
eine Nachprüfung möglich. „Die
Annahme, dass die Begegnungen

Radlführerschein, E-Ladestationen, Ehrenamt
4790 Schnellladepunkte. „Bayern
liegt damit im Bundesländerver-
gleich an der Spitze.“ Einen Über-
blick gebe es im Ladeatlas Bayern
unter https://ladeatlas.elektro-
mobilitaet-bayern.de.

Wie viele Kommunen keine An-
schlüsse haben, beantwortet das
Haus von Wirtschaftsminister Hu-
bert Aiwanger (Freie Wähler)
nicht. Die Staatsregierung habe
aber seit 2017 zahlreiche Maßnah-
men zur Unterstützung einer flä-

chendeckenden Versorgung mit
Ladepunkten in Bayern ergriffen.
Dazu würden neben den Bundes-
maßnahmen eigene Förderpro-
gramme zählen, die sich insbeson-
dere an die Kommunen richten
würden.

„Bayern hat damit insgesamt
über 43,8 Millionen Euro reine
Fördermittel für den Aufbau von
insgesamt mehr als 12 760 E-Pkw-
Ladepunkten (öffentlich und nicht
öffentlich zugänglich) investiert“,
heißt es in der Antwort. Im Pro-
gramm „Nicht öffentlich zugängli-
che Ladeinfrastruktur für den
E-Straßengüterverkehr in Bayern“
würde der Freistaat zusätzlich 4
Millionen Euro für den Ausbau der
Ladeinfrastruktur für den elektri-
schen Nutzverkehr zur Verfügung
stellen. > DAVID LOHMANN

worden sind. Die Verteilung erfol-
ge in Deutschland und Bayern
nach dem zu Beginn der Corona-
Pandemie entwickelten Kleeblatt-
konzept. Bayern bildet mit dem
KleeblattSüdeineigenesKleeblatt.

Wenn die behandelten Men-
schen aus der Ukraine in bayeri-
schen Krankenhäusern so schwer
verletzt sind, dass sie auf nicht ab-
sehbare Zeit – mindestens sechs
Monate – keiner Erwerbstätigkeit
nachgehen können, fallen sie in
den Zuständigkeitsbereich der So-
zialhilfe nach dem Siebten Buch
Sozialgesetzbuch. Für sie besteht
keine Pflichtversicherung. Wie
hoch die Kosten sind, kann das Mi-
nisterium nicht sagen, da diese
nicht aus staatlichen Mitteln getra-
gen werden und daher nicht in sei-
nen Verantwortungsbereich fallen.

Auffangschutz

Ehrenamtsversicherung

Ehrenamtlichen drohen bei Un-
fall- oder Haftpflichtschäden im
Rahmen ihrer Tätigkeit erhebli-
chen Kostensteigerungen bei den
Versicherungsprämien ihrer per-
sönlichen Verträge – beispielswei-
se durch eine Hochstufung,
schreibt Ruth Waldmann (SPD) in
ihrer Anfrage. Die Abgeordnete
haktedaherbeiderStaatsregierung
nach, ob geplant ist, den Versiche-
rungsschutz für ehrenamtlich Täti-
ge in Bayern auszuweiten.

„Seit 2007 sorgt der Freistaat mit
der Bayerischen Ehrenamtsversi-
cherung dafür, dass Ehrenamtliche
bei der Ausübung ihres Ehrenamts
im Schadensfall keine Nachteile
erleiden, wenn sie selbst keinen

entsprechenden Versicherungs-
schutz haben“, antwortet das So-
zialministerium. Die Ehrenamts-
versicherung sei beitrags- und an-
tragsfrei und eine Art „Auffangver- Noch immer mangelt es an Studien zum Coronavirus. FOTO: DPA/KARMANN

Warum ist bei
Nichtbestehen
der Fahrradprü-
fung in Bayern
keine Wieder-
holung vorgese-
hen, fragte Ga-
briele Triebel
(Grüne). BSZ

Bund und Bayern investieren viel
Geld in Ladestationen. DPA/ARNOLD

Eine Abgren-
zung zwischen
Long Covid und
dem Post-Vac-
Syndrom sei
schwierig, er-
fuhr Franz Berg-
müller (AfD).
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Die Ehrenamts-
versicherung sei
ausreichend,
eine Auswei-
tung nicht ge-
plant, wurde
Ruth Waldmann
(SPD) mitge-
teilt. HARTMANN

Die Ehrenamtsversicherung sichert
Ehrenamtliche ab. DPA/SCHMIDT

Lange Tradition an Grundschulen:
der Fahrradführerschein. DPA/FRANKE


